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 Änderungsantrag 
13.01.2022 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

         
 Inhalt des Antrags: Ökoaktionsplan auf Forschung beschränken 
 
Einzelplan  09 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  09 23 Förderungen im Bereich Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Buchungskreis: 2895 

 
Produktnummer lt. Leistungsplan 29 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Ökoaktionsplan 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 13.059,6 -5.300,0 7.759,6 
 Eigene Erlöse 850,0 -850,0    0,0 
 Produktabgeltung 12.209,6 -4.450,0 7.759,6 

 
Verpflichtungsermächtigungen: Beträge in EUR 

 
 Verpflichtungsermächtigungen zu Titel       von um auf 
 Verpflichtungsermächtigungen 2023 2.000.000 ""0 2.000.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2024 2.000.000 ""0 2.000.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2025 2.000.000 ""0 2.000.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2026 1.500.000 ""0 1.500.000 
 Gesamtverpflichtung 7.500.000 ""   0 7.500.000 

 
 

 
 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags: 
Wenn der Verbraucher in die Verantwortung genommen wird, über landwirtschaftliche Produkte zu urteilen, bedarf es 
hinreichender Transparenz und damit einer eindeutigen Kennzeichnung. Grundsätzliche Fragen im Hinblick auf Standards 
sind in einem gesellschaftlichen Diskurs zu erarbeiten. Letztendlich muss es jedoch den Landwirten überlassen bleiben, 
wie sie die resultierenden Anforderungen, im Rahmen der im Markt zu erzielenden Preise, erfüllen. Forschung in diesem 
Bereich kann weiter gefördert werden. Die jährlichen Mittel werden deshalb inklusive der Abfinanzierung auf maximal 2 
Mio. Euro begrenzt. Zuweisungen aus dem verfassungswidrigen GZSG-Sondervermögen sind hingegen grundsätzlich 
abzulehnen. 

 
 

  Drucksache 20/7234 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Wiesbaden, 12. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
 

  
  

 
 

 


